
Petition für Gratis-Tampons 
Die Junge Liste setzt sich für  
kostenlose Menstruationsprodukte 
in öffentlichen Toiletten ein. 2

Bad Ragartz begeistert die Massen 
An Spitzenwochenenden besuchen 
bis zu 20 000 Gäste die 450 Werke 
in Vaduz und Bad Ragaz. 7
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Sapperlot 
Ab wann ein Abenteuer beginnt, 
ist von Mensch zu Mensch unter-
schiedlich. Dies ist laut Definition 
dann der Fall, wenn die eigene Kom-
fortzone verlassen wird. Manchmal 
passiert das ganz unverhofft. Bei-
spielsweise, wenn man eine Wande-
rung durch eine Schlucht plant, die 
laut Beschreibung und der Wander-
karte ganz einfach zu bewältigen 
scheint. Doch umso tiefer der Weg in 
die Schlucht führt, umso schwieriger 
wird es, den Weg zu finden. Es ist 
rutschig und nass. Als auch noch 
etliche Baumstämme den Weg ver-
sperren, ist es zu spät, um umzukeh-
ren. Das Abenteuer beginnt, Galgen-
humor stellt sich ein und man hofft, 
dass der Weg bald ein Ende nimmt – 
auch wenn die Schlucht selbst wildro-
mantisch schön ist. Die Erleichterung 
ist riesig, als ein gut gewarteter Wan-
derweg auftaucht und das unerwar -
tete grosse Abenteuer zu Ende geht. 
Doch das Erlebnis bleibt in Erinne-
rung und gibt noch lange viel zu 
erzählen.   Manuela Schädler

Google-Kameraauto 
fährt durchs Land 
Liechtenstein ist der letzte EU-/EWR-
Staat, der noch nicht auf Google Street 
View erfasst ist. Bald wird diese digi -
tale Orientierungshilfe auch hier im 
Land angeboten: Ab morgen, 4. Au-
gust, bis zum 15. September werden 
Kamerafahrten mit einem markierten 
Google-Fahrzeug im Land gemacht, 
um Strassen, Orte und Gebäude aufzu-
nehmen. In der Regel werden die ge-
sammelten Bilder innerhalb von sechs 
Monaten in der Onlineanwendung 
«Google Maps» veröffentlicht.  

Die Datenschutzstelle Liechten-
stein hat für die Kamerafahrten einige 
Sicherheitsbedingungen aufgestellt, 
die Google erfüllt. Dazu gehört, dass 
Gesichter, Fahrzeugkennzeichen und 
andere personenbezogenen Daten auf 
den Fotos automatisch verpixelt wer-
den. Betroffene Personen haben das 
Recht, die Löschung ihrer personen -
bezogenen Daten zu beantragen oder 
sich bei der Datenschutzstelle zu be-
schweren, falls sie nicht mit der Ver -
arbeitung von Google einverstanden 
sind. Das Unternehmen stützt sich bei 
den Kamerafahrten auf sein berechtig-
tes wirtschaftliches Interesse. (red)

«Wir sind nicht verpflichtet, den 
IWF in Anspruch zu nehmen» 
Mit einer IWF-Mitgliedschaft kann das Land auf die Hilfe des Währungsfonds zurückgreifen – muss aber nicht. 

Elias Quaderer 
 
Soll Liechtenstein dem Internationalen 
Währungsfonds (IWF) beitreten? Das 
ist die nächste Frage in diesem abstim-
mungsreichen Jahr, über die die 
Stimmbürger an der Urne entscheiden 
werden. Die Regierung sieht in einer 
IWF-Mitgliedschaft eine Absicherung 
für das Land im Krisenfall. Dagegen 
warnte der FBP-Abgeordnete Johan -
nes Kaiser am Mittwoch eindringlich 
in einer Parteienbühne davor, im Kri-
senfall auf die Hilfe des Währungs-
fonds zurückzugreifen. Denn die Inan-
spruchnahme von IWF-Krediten wür-
de das Land in eine Schuldenspirale 
stürzen. Kaiser spricht von einem Sze-
nario, in dem Liechtenstein einen Kre-
dit von 5 Milliarden Franken aufnimmt 
und mit Zinsen von 8 Prozent innert 
zehn Jahren amortisieren müsste. 

Doch entspricht diese Darstellung den 
Tatsachen? Angesprochen auf die Par-
teienbühne sagt Andreas Brunhart, 
Forscher im Bereich Volkswirtschaft 
am Liechtenstein-Institut: «Sollte eine 
Katastrophe unsere finanziellen Mittel 
übersteigen, werden wir uns irgendwo 
verschulden müssen und das Geld ir-
gendwann zurückzahlen. Zu welchen 
Konditionen das sein wird, ist heute 
spekulativ.» Brunhart bezweifelt aber, 
dass Liechtenstein auf dem freien 
Markt einen Kredit zu besseren Kondi-
tionen erhalten würde, sollte das Land 
nach einer Katastrophe am Boden lie-
gen. Aber falls sich eine bessere Alter-
native ergeben sollte, könnte man im-
mer noch diese wählen. «Wir sind nicht 
verpflichtet, den IWF in Anspruch zu 
nehmen», so der Ökonom.  

Gemeinsam mit seinem For-
schungskollegen am Institut, Martin 

Geiger, geht Brunhart im «Vaterland»-
Interview darauf ein, mit welchen 
volkswirtschaftlichen Implikationen 
ein IWF-Beitritt Liechtensteins ver-
bunden wäre. Brunhart erwähnt dabei 
auch, dass er gewisse moralische Argu-
mente, die gegen den Währungsfonds 
vorgebracht wurden, nachvollziehen 
könne. «Der IWF hat sich in der weite-
ren Vergangenheit in einigen Fällen 
nicht mit Ruhm bekleckert, weil seine 
Kreditauflagen ideologisch und extrem 
neoliberal geprägt waren.»  

Mittlerweile weniger ideologisch 
und mehr evidenzbasiert 
Aber die UN-Sonderorganisation habe 
sich in den letzten zwanzig Jahren stark 
gewandelt und auch viele Daten und 
Analysen zu Themen wie Armut und 
Ungleichheit publiziert. Der Interna-
tionale Währungsfonds «handelt we-

niger ideologisch und mehr evidenz-
basiert. Es gibt in der jüngeren Vergan-
genheit zudem einige Beispiele von 
Ländern in Europa, in denen der IWF 
einsprang und die Länder heute 
wieder gut dastehen», sagt Brunhart. 
Abschliessend hält der Volkswirt aber 
fest, dass es sich beim IWF-Beitritt 
letztlich um eine politische Frage mit 
vielen Dimensionen handle, nicht nur 
der ökonomischen. «Und es ist wie bei 
einer Privatversicherung: Es bleibt 
eine Abwägung, wie man Extremrisi-
ken adressieren möchte und ob man 
sich eine solche Versicherung leisten 
will.»  

Dazu ergänzt Forschungskollege 
Martin Geiger: «Wenn es das Ziel ist, 
die makroökonomische Resilienz und 
das makroökonomische Monitoring zu 
stärken, ist das ein relativ günstiger 
und effizienter Weg.» 4, 5 

Privatisierung von Radio Liechtenstein: 1729 Unterschriften übergeben

1000 Unterschriften waren nötig – geworden sind es unterm Strich 1729: Vertreter 
der DpL haben am Freitag die Unterschriften für ihre Privatisierungsinitiative bei 
der Regierungskanzlei in Vaduz abgegeben. Die Initiative sieht eine Abschaffung 
des Gesetzes über den Liechtensteinischen Rundfunk (LRFG) vor. (red)

Strafe für Pädophilen 
verschärft 
Der Fall eines liechtensteinischen 
 Sexualstraftäters ging durch alle In-
stanzen – bis zum Staatsgerichtshof. 
Nun hat der Staatsgerichtshof end -
gültig entschieden: Der pädophile 
Rentner muss sechs Monate ins Ge-
fängnis. Schon aus spezialpräventiven 
Gründen sei die unbedingte Freiheits-
strafe von sechs Monaten vertretbar, 
zumal die frühere Freiheitsstrafe und 
Psychotherapie weder einen Rückfall 
vermeiden konnten noch die unmün-
digen Opfer zu schützen vermochten, 
lautet das Urteil. (red) 3

Kamala Harris sichert 
sich Kandidatur 
US-Vizepräsidentin Kamala Harris hat 
sich bei einer Onlineabstimmung der 
Demokraten die notwendige Mehrheit 
der Delegiertenstimmen für die Präsi-
dentschaftskandidatur ihrer Partei ge-
sichert. Das berichteten mehrere US-
Medien, darunter die «Washington 
Post» und der Sender CNN, unter Be-
rufung auf die Spitze der Demokrati-
schen Partei. Harris tritt damit bei der 
Wahl im November gegen den repu -
blikanischen Ex-Präsidenten Donald 
Trump an. Die Demokraten hatten 
ihre Kandidatenkür wegen Fristen für 
den Druck von Wahlzetteln vorgezo-
gen. Gestern hatte das Votum über 
eine Onlineplattform der Partei be-
gonnen, bei der die Parteitags -
delegierten aus allen Bundesstaaten 
ihre Stimmen abgeben konnten. (awp)


